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§ 1 Abs. 1 WO legt die Verpflichtung der Organe 
der volkseigenen und der ihr gleichgestellten Wirtschaft 
fest, „über die sich aus den Volkswirtschaftsplänen er­
gebenden wechselseitigen Beziehungen, welche die 
Lieferung und Abnahme von Grund- und Rohstoffen, 
Halb- und Fertigfabrikaten sowie aller sonstigen Wa­
ren zum Inhalt haben, Verträge abzuschließen“. Ge­
mäß § 4 Abs. 1 WO sind über die Verträge Urkunden 
zu errichten und von beiden Partnern zu unterzeichnen. 
Verträge mit einem Lieferwert bis zu 5000 DM können 
auch in der Form schriftlicher Vereinbarung abge­
schlossen werden.

Über die Bedeutung dieser Bestimmungen gibt es 
verschiedene Auffassungen. Es finden zahlreiche Tre­
fer uncen statt ohne dPß !bnen ein d°m § 4 Abs. 1 WO 
entsprechender formgerechter Vertrag zugrunde liegt. 
Die Gründe h'erfür sind, w!e die folgenden Beispiele 
zeigen. verschiedener Art: Wenn die Planaufgabe den 
Bedarfsträgern zu SDät bekanntgegeben wurde, diese 
aber die kontinuierliche Versorgung der Bevölkerung, 
namentlich mit Lebensmitteln und ähnlichen Konsum­
gütern, nicht unterbrechen durften und deshalb mit der 
Zusage lieferten, nach Eingang der P’anaufgabe die 
schriftliche bzw. urkundliche Form nachzuholen: wenn 
die Planaufgabe zwar rechtzeitig gekommen war, die 
Partner sich aber über bestimmte Modalitäten des 
Vertrages (Lieferfristen. Sortiment u. a.) nicht einigen 
konnten und schließlich, nachdem längst die ihrem 
Warenbewegungs- bzw. Warenbereitstellungsplan ent­
sprechenden Lieferungen eingesetzt hatten, das Ver­
tragsgericht oder die Schiedsstelle anriefen, um mit 
deren Hilfe zur Feststellung der Vertragsbedingungen 
zu gelangen: wenn die Partner über die Vertragsmenge 
streiten, weil die Pläne auf der Liefer- und Empfangs­
seite nicht genügend koordiniert sind; wenn sich im 
Laufe des Vertrages Umstände ergeben, die seine Än­
derung nötig machen, und die Vertragspartner bereits 
vor der Zustimmung der übergeordneten Organe zur 
Vertragsänderung abweichend vom Inhalt und Wort­
laut des ursprünglichen Vertrages die im Plan für sie 
festgelegten Waren lieferten und annahmen. Die Zahl 
solcher Fället in denen Waren geliefert und empfangen 
wurden, ohne daß der Lieferung ein den §§ 1, 4 WO 
entsprechen^^ Vertrag zugrunde lag, ließe sich be­
liebig vermehren. ■»

Welchen rechtlichen Charakter haben nun solche 
Lieferungen? Handelt es sich hier um zwar formlose, 
aber gültige Lieferverträge, deren Erfüllung, Nicht­
erfüllung oder mangelhafte Erfüllung die in der WO 
vorgesehenen Folgen nach sich zieht? Oder handelt es 
sich um tatsächliche Wertverseh'ebungen ohne Rechts­
charakter, die nach den Grundsätzen der ungerecht­
fertigten Bereicherung zu behandeln sind?

Beide Meinungen werden vertreten. S ” c h , der sich 
in seiner Schrift „Die Bedeutung des Vertragssystems 
bei der Verwirklichung des neuen Kurses“ ') mit die­
sen Fragen beschäftigt, kommt ebenfalls zu keiner 
klaren Lösung. Seine Ausführungen gehen auf folgen­
des hinaus: Die übereinstimmende, aber nur münd­
liche Willenserklärung der Partner ist nichtig; sie kann 
jedoch durch Nachholung der Form zu einem Vertrage 
werden. Aus dem nicht formgerecht beurkundeten 
Vertrage können die Partner keine vertraglichen Scha­
densersatzansprüche herleiten, es sei denn, daß es sich 
um ein einmaliges Rechtsgeschäft handelt. Auch wenn 
die Partner ein ganzes Planquartal lang geliefert und 
abgenommen haben, ohne daß dem eine Vertrags­
urkunde zugrunde lag, so ist zwar der Quartalsvertrag, 
den abzuschließen sie verpflichtet waren, nicht zu­
stande gekommen, ihre einzelnen Lieferakte aber 
haben vertraglichen Charakter. Hat der eine Partner 
geliefert und will der andere nicht zahlen, so kann er 
dazu grundsätzlich nicht gezwungen werden, weil ihn 
kein Vertrag dazu verpflichtet: stünde aber seine Wei­
gerung mit seiner Planaufgabe in Widerspruch, so

') a. a. o. S. 45/47.

könnte er sich von der Zahlungspflicht für die erhal­
tenen Waren nicht frei machen.

Diese Argumentation befriedigt nicht, weil ihre 
Systematik gezwungen erscheint und weil sie dem 
Wirtschaftsleben nicht gerecht wird. Der Fehler dieser 
Argumentation liegt in der falschen Einschätzung des­
sen, was der Gesetzgeber gewollt hat, als er die 
Schriftform in § 4 WO statuierte. Er liegt ferner darin, 
daß Such Vorschriften des BGB auf einen Sachverhalt 
anwenden will, der der kapitalistischen Wirtschafts­
ordnung völlig fremd ist.

Suchs Argumentation geht aus von § 125 BGB, wo­
nach ein Rechtsgeschäft, das der durch Gesetz vorge­
schriebenen Form ermangelt, nichtig ist. Dieser BGB- 
Grundsatz kann aber unter keinen Umständen auf 
Verträge angewandt werden, die dem BGB völlig we­
sensfremd sind, auf Verträge nämlich, die, wie der 
Vorspruch zur WO sagt, dazu dienen sollen, die ge­
genseitigen planmäßigen Lieferungs- und Zahlungs­
verpflichtungen der volkseigenen Wirtschaft auf eine 
konkrete vertragliche Grundlage zu stellen. Die rich­
tige Antwort auf die Frage, welche Bedeutung die 
Form von Verträgen im Rahmen des Allgemeinen Ver­
tragssystems hat, läßt sich nur finden, wenn man — 
wie auch Such ganz allgemein für das Wesen dieser 
Verträge sagt'-) — jeden Einzelvorgang, jede Einzel­
frage bei Abschluß und Erfüllung der Verträge als 
Teilfrage der Verwirklichung des Volkswirtschafts­
planes sieht und behandelt, wenn man beachtet, daß 
das Vertragssystem, also auch die einzelnen Verträge, 
das entscheidende Zwischenglied zwischen der Planung 
der Produktion und der Verteilung der produzierten 
Güter ist* 3), mit dem Ziele der Realisierung des ge­
samten Volkswirtschaftsplanes, der ja weit mehr zum 
Inhalt hat als etwa nur die Erzeugung und Verteilung 
kontingentierter Waren.

Es ist mit unserem Wirtschaftssystem nicht verein­
bar, dem § 4 WO den Charakter einer Rechtsvorschrift 
im Sinne des § 125 BGB beizulegen, ihm also konstitu­
tiven Charakter zuzuschreiben. Hätte diese Bestim­
mung diesen Charakter, so führte allerdings die Ver­
letzung der Formvorschrift zu der Folge, daß mangels 
Abschlusses eines formgerechten Vertrages überhaupt 
keine vertraglichen Beziehungen der Partner zuein­
ander zustande gekommen sind.

Was wäre aber dann das Ergebnis?
1. Die Partner brauchten, trotz ihrer Abrede, ein­

ander nichts zu liefern und abzunehmen.
2. Waren, die geliefert wurden, könnten zurückver­

langt werden, weil die Wertverlagerung ohne eine 
Pflicht hierzu stattgefunden hatte. Der Lieferer 
könnte also die Waren vom Empfänger in natura zu­
rückfordern; war ihm aber bei der Lieferung bekannt, 
daß eine Leistungspflicht fehlte, so kann er nicht 
einmal das.

3. Der Leistung steht also auch kein Zahlungs­
anspruch gegenüber. Ist die Ware beim Empfänger 
nicht mehr vorhanden, so kann der Lieferer bestenfalls 
nur die Herausgabe des Entgelts verlangen, das dem 
Empfänger im Rahmen der Weiterverlagerung des 
Wertes durch Verkauf, Verarbeitung usw. zugeflossen 
ist. Ist die Ware beim Empfänger durch Zufall unter­
gegangen (gestohlen, verbrannt, verdorben), so braucht 
er auch nichts herauszugeben.

4. Würde der Lieferer schlechte Ware liefern, so hätte 
der Empfänger keinen Gewährleistungs- und keinen 
Schadensersatzanspruch.

5. Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zu­
fälligen Verschlechterung der Ware während des Trans­
ports, die nach § 6 des allgemeinen Mustervertrages der 
Empfänger zu tragen hat, ginge auf den Lieferer über.

Diese Konsequenzen zeigen, daß eine solche Lösung 
mit dem System einer geplanten Wirtschaft ebenso-
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2) a. a. O. S. 11.
3) vgl. Such, a. a. O. S. 15.


